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Gemeinde-Finanzstatistik.

Einleitung.
In keiner Zeit spielten die Finanzen in der Öffentlichkeit eine

so grosse Rolle, wie in der gegenwärtigen. Die gewaltigen
Anforderungen) welche der Weltkrieg an die beteiligten Staaten stellte,
die enormen Schuldenlasten, die denselben erwuchsen, die
wirtschaftliche Krisis und Notlage der Nachkriegszeit, die bedenkliche

Teuerung, welche in der nie dagewesenen Geldentwertung ihren
Ausdruck findet, die Beschaffung der Mittel zur Bestreitung der

ausserordentlichen Kosten für die Verbilligung des Lebensunterhalts,

für Arbeitslosenunterstützungen, für das Armen- und

Schulwesen, der öffentlichen Ausgaben überhaupt — von all diesen

schweren Heimsuchungen und Aufgaben sind auch die am Kriege
unbeteiligten Staaten und öffentlichen Gemeinwesen nicht verschont

worden, sondern es verungünstigten dieselben die öffentlichen
Finanzen auch in der Schweiz, sei es durch direkten alterierenden Ein-
fluss, sei es durch indirekte Rückwirkungen, in ausserordentlichem
Masse. Tatsächlich befinden sich denn auch nicht nur der Bund,
sondern auch die Kantone und viele Gemeinden in äusserst

bedrängter Finanzlage, und nicht ohne Grund sind Bestrebungen und
Projekt-Massnahmen zur Sanierung überall an der Tagesordnung,
denn es ist ein dringendes Gebot, Vorkehren zu treffen, um aus dieser

bedenklichen Finanzmisere wieder herauszukommen. Den
finanzwirtschaftlichen Problemen kommt zur Zeit die grösste Bedeutung
im öffentlichen Leben zu; denn einerseits will man wissen, wie und

in welchem Masse die Mittel zur Bestreitung der öffentlichen

Aufgaben, sei es im Wege der Besteuerung oder durch andere

Einnahmequellen aufgebracht werden sollen und wie die Lasten sowohl

zwischen Staat und Gemeinden, als auch zwischen den Gemeinden

unter sich und hinsichtlich der Steuern unter den verschiedenen

6emeinäe-fman?8tati8tik.

Linleitunx.
In deiner i^eit spielten die Kinanxen in 6er dellentlicbkeit eine

so grosse Bolle, vie in 6er gegenvärtigen. Die gevaltigen /tnlor-
derungeip velcbe 6er Weltkrieg an 6ie beteiligten Ztaaten stellte^

6ie enormen Lcbuldenlasten, 6ie denselben ervucksen, 6ie virt-
scbaltlicbe lvrisis un6 Kotlage 6er KackkriLgsr.elt, 6ie bedenklicbe

Iterierung, velcbe in 6er nie dagevesenen deldentvertung ibren
/tusdruck Iin6et, 6ie Bescbaltung 6er Nittel xur Bestreitung 6er

ausserordentlicben Kosten tür 6ie Verbilligung 6es Kebensunter-

baits, lür Arbeitslosenunterstützungen, lür das /rrmen- un6 Lcbul-

vesen, 6er öltentlicben Ausgaben überbaupt — von all diesen

scbveren Ileinisucliungcn un6 Ausgaben sin6 aucb 6ie am Kriege
unbeteiligten Staaten und öllentlicben demeinvesen nicbt verscbont

worden, sonüern es verungünstigten 6ieselben 6ie öllentlicben Bi-
nan?en aueb in 6er Bcbveix, sei es durcb direkten alteriereu6en Bin-
IIuss, sei es 6urcb indirekte Bückvirkungen, in ausseror6entlicbem
Nasse. Batsäcblicb belinden sieb 6enn aucb nicbt nur 6er Bund,
sonüern aucb 6ie Kantone un6 viele demeinden in äusserst be-

6rängter Kinanidage, un6 nicbt obne drund sin6 Bestrebungen un6

Brojekt-Nassnabmen /ur Zanierung überall an 6er Kagesordnung,
6enn es ist ein 6ringen6es debot, Vorkebren xu trellen, um aus 6ie-

ser bedenklicben Kinan^misere vie6er beraus^ukommen, Den linan^-
virtscbaltliclren Broblemen kommt ?ur ?eit 6ie grösste Bedeutung
im öllentlicben Keinen ?u; 6enn einerseits vill man wissen, vie un6

in velcbem Nasse 6ie Nittel xur Bestreitung 6er öllentlicben àl-
gaben, sei es im Wege 6er Besteuerung o6er 6urcb an6ere Bin-
nabmecjuellen aulgelrracbt werden sollen un6 vie 6ie Kasten sovobl
?.viscben Btaat und demeinden, als aucb ?viscben den demeindeu

unter sicb und binsicbtlicb der Bteuern unter den verscbiedeneu
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Berufsständen und Bevölkerungsklassen durch gesetzgeberische
Reformmassnahmen auszugleichen seien. Dies führt von selbst dazu,
vorab die finanzielle Lage des Staates und sodann der Gemeinden

näher zu untersuchen und den bezüglichen Untersuchungsergebnissen

intensivere Aufmerksamkeit zuzuwenden. Als Informationsund

Registrierorgan der öffentlichen Verwaltung kommt der
amtlichen Statistik im allgemeinen die Aufgabe zu, über die Vorgänge
der materiellen sowohl als auch der geistigen Kultur möglichst
allseitig Buch zu führen. Auf ökonomischem Gebiete ist es besonders

die Finanzverwaltung des Staates und der Gemeinden, über welche

fortgesetzt Buch geführt werden muss, um der Oeffentlichkeit
Rechnung ablegen zu können. Dies gilt in erster Linie für die Art
und Weise der Aufbringung und Verwendung der finanziellen Mittel

bezw. der Einnahmen und Ausgaben der laufenden Verwaltung,
wie sie in den Jahresrechnungen jeweilen zur Darstellung kommen.

Aber auch ein zuverlässiger Einblick in die Finanzen, den Bestand
und die Veränderung des Vermögens der Gemeinden wie des Staats
ist notwendig, nicht allein im Interesse der Verwaltungsaufsicht,
sondern auch zum Zwecke der Beurteilung der Leistungsfähigkeit,
der Finanzkraft der Gemeinden im Vergleich zum Staate.

Ueber die Verwaltung und den Bestand der Gemeindegüter soll
eine fortlaufende oder periodische Zusammenstellung der jährlichen
Rechnungsergebnisse der Gemeinden auf Grund der regierungs-
statthalteramtlichen Passation der Gemeinderechnungen und

auszugsweisen Berichterstattung Aufschluss geben. Während manche

Staaten und auch einige Kantone, wie z. B. Zürich, diesem Gegenstand,

also der Gemeindefinanzstatistik, regelmässig eine jährliche
Bearbeitung und Veröffentlichung widmen, geschah dies für den

Kanton Bern bisher nur periodisch. Nach dem von uns bereits vor
mehr als 40 Jahren befürworteten Arbeitsplane sollte u. a. wenigstens

von fünf zu fünf Jahren eine vollständige Uebersicht über den

Bestand sämtlicher Gemeindegüter erstellt und veröffentlicht werden.

Bereits in den 1870er Jahren war das kantonale statistische
Bureau bemüht gewesen, eine vollständige und regelmässige
Gemeinde-Finanzstatistik anzubahnen, jedoch gelang es demselben

damals nicht, diese Arbeit auch nur für ein Jahr zustande zu

bringen, weil stets eine Anzahl Gemeinden mit der Rechnungsablage

im Rückstände waren und die unmittelbar verantwortlichen
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Lerutsständen und Levölkerungsklassen durcli gesetxgeberiscbe
Letormmassnabmen ausxugleicben seien. Oies fübrt von selbst daxu,
vorab die finanzielle Lage des Ltaates und sodann 6er Deineinden
näber xu untersucben uncl clen bexüglicben LIntersucbungsergek-
nissen intensivere Aufmerksamkeit xuxuwenclen. /cls Informations-
uncl Kegistrierorgan 6er öffentlicben Verwaltung kommt 6er arnt-
lieben Ztatistik im allgemeinen 6ie Aufgabe xu, über 6ie Vorgänge
6er materiellen sowobl als aucb 6er geistigen Kultur möglickst all-
seitig Luck xu fübren. /cut ökoncmriscbem Debiete ist es beson6ers

clie Linanxverwaltung 6es Ltaates un6 6er Demeinclen, über vvelcbe

fortgesetzt Luck gefübrt werden muss, um 6er Deffentlicbkeit
Kecbnung ablegen xu können. Oies gilt in erster Oinie für 6ie t^.rt
uncl Weise 6er Aufbringung uncl Verwendung 6er finanziellen Nit-
tel bexw. cler Kinnabmen un6 Ausgaben 6er laufenden Verwaltung,
wie sie in clen ^abresrecbnungen jeweilen xur Darstellung kommen,

^ber aucb ein Zuverlässiger Oinblick in 6ie Linanxen, den Lestand
und die Veränderung des Vermögens 6er Deineinden wie des Ltaats
ist notwendig, nickt allein im Interesse der Verwaltungsaufsicbt,
sondern aucb xum Zwecke der Leurteilung der Oeistungsläbigkeit,
der Linanxkratt cler Gemeinden im Vergleicb xum Ltaate.

Oeber die Verwaltung und den Lestancl der Demeinclegüter soll
eine fortlaufende oder periocliscbe Zusammenstellung der ^äbrlicben
Lecbnungsergebnisse der (Gemeinden auf Drund der regierungs-
stattbalteramtlicben Lassation der Demeinderecbnungen und aus-

xugsweisen Lericbterstattung /tufscbluss geben. Wäbrencl mancbe

Ltaaten und aucb einige Kantone, wie x. L. ^üricb, diesem Degen-
stand, also der Demeindefinanxstatistik, regelmässig eine ^äbrlicbe
Learbeitung und Veröffentlicbung widmen, gescbab dies für den

Kanton Lern bisber nur periodiscb. Kack dem von uns bereits vor
mebr als 40 sabren befürworteten Arbeitspläne sollte u. a. wenig-
stens von fünf xu fünf ^abren eine vollständige LIebersicbt ülzer den

Lestand sämtlicber Demeinclegüter erstellt und veröffentlicbt wer-
den. Lereits in den 1870er sabren war das kantonale statistiscbe
kureau bemübt gewesen, eine vollständige und regelmässige De-

rneinde-Linanxstatistik anxubabnen, ieclocb gelang es demselben

damals nickt, diese Arbeit aucb nur für ein sabr xustande xu

bringen, weil stets eine /cnxabl Demeinclen mit der Lecbnungs-
ablage im Lückstande waren und die unmittelbar verantwortlicben
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Aufsichtsbehörden (Bezirksprokuratoren und .Regierungsstatthalter)
gegen diese säumigen Gemeinden nicht immer pflichtgemäss
vorgingen. Erst zu Anfang der 1880er Jahre wurde es uns möglich,
eine vollständige Uebersicht über die Rechnungsergebnisse und den

Stand der Gemeindegüter auf Grund der jährlich von den

Regierungsstatthalterämtern eingesandten Rechnungsauszüge zu erstellen
und der Öffentlichkeit zu übergeben ; dieselbe erschien damals im
Separatabdruck der Zeitschrift für Schweiz. Statistik (Jahrg. 1882,

Heft IV). Für die Jahre 1885 und 1890 sodann wurde die bezügliche

Arbeit von der Kanzlei der Direktion des Gemeindewesens

besorgt und jeweilen ca. zwei Jahre nachher als Beilage zum
Geschäftsbericht dieser Direktion im Staatsverwaltungsbericht
veröffentlicht. Zu erwähnen ist noch, dass die genannte Direktion
bereits im Verwaltungsbericht von 1882 eine vom damaligen
Direktionssekretär verfasste historisch-statistische Uebersicht über die

Ergebnisse der Gemeindegüter-Ausscheidungen, sowie eine
vervollständigte Detailübersicht über den Bestand der Burgergüter auf

31. Dezember 1880 veröffentlicht hatte; ebenso wurden die Burger-
gutsnutzungen bereits wiederholt zum Gegenstand statistischer
Nachweise und Veröffentlichungen im Staatsverwaltungsbericht
gemacht, nämlich pro 1883 und 1892 (für letzteres Jahr im Bericht

pro 1893) ; ferner veröffentlichte das kantonale statistische Bureau
für das Jahr 1882 (in Lieferung III seiner «Mitteilungen», Jahrgang

1883) eine erstmalige vollständige Uebersicht der Gemeindesteuern

und wiederholte diese Arbeit seither regelmässig alle fünf
Jahre; die letzte basierte auf das Jahr 1918 und erschien in Lieferung

II, Jahrg. 1920 der «Mitteilungen des kantonalen statistischen
Bureaus». Besondere Erwähnung verdienen die von der kantonalen

Armendirektion seit ca. 60 Jahren bereits alljährlich bearbeiteten

Zusammenstellungen über die Ergebnisse der Armengutsverwaltung
(örtliche und bürgerliche Armenpflege) der Gemeinden, welche bis

zum Jahre 1887 summarisch, d. h. amtsbezirksweise und von da an

bis zum Jahr 1912 detailliert, also gemeindeweise, seit 1912 aber

wieder nur nach Amtsbezirken in den Staatsverwaltungsberichten
enthalten sind. Die Armendirektion hat übrigens bei der Aufnahme
der Schweiz. Armenstatistik pro 1890, sodann auch anlässlich der

Revision der bernischen Armengesetzgebung bereits im Jahre 1895,

endlich mit der Durchführung der im Jahr 1912 angeordneten eidg.
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Mlfsicbtsbebörden sLe-irksprokuratoren und Begierungsstattbalter)
gegen diese säumigen (Gemeinden nickt immer pflicbtgemäss vor-
gingen. Brst -u àfang der 1880er ^abre wurde es uns möglicb,
eine vollständige Debersicbt über die Becbnungsergebnisse und den

Ltand der Demeindegüter ant (-rund der jäbrlicb von den Begie-
rungsstattbalterämtern eingesandten Becbnungsaus-üge -u erstellen
und der Deffentlicbkeit -u übergeben; dieselbe erschien damals im
Zeparatabdruck der ^eitscbrilt für scbwei-. Btatistik s^sabrg. 1882,

Deft IV). Bür die )abre 1885 und 1890 sodann wurde die be-üg-
liebe Arbeit von der Dan-Iei der Direktion des Demeindewesens

besorgt und )eweilen ca. -wei )abre nacbber als Beilage -um De-

sckäftsbericbt dieser Direktion im Ltaatsverwaltungsbericbt ver-
öffentlicbt. /.u erwäbnen ist nocb, dass die genannte Direktion ke-

reits im Verwaltungsberickt von 1882 eine vom damaligen Direk-
tionssekretär verfasste bistoriscb-statistiscbe Debersicbt über die

Ergebnisse der Demeindegûter-àsscbeidungen, sowie eine vervoll-
ständigte Detailübersicbt über den Bestand der Lurgergüter auf

zi. December 1880 veröffentlicbt batte; ebenso wurden die Burger-
gutsnut-ungen bereits wiederbolt -um Degenstand statistiscber
Dacbweise und Veröffentlicbungen im Ltaatsverwaltungsbericbt
gemacbt, nämlicb pro 188z und 1892 sfür letzteres .sabr im Bericbt

pro 189z) ; ferner veröffentlicbte das kantonale statistiscbe Bureau
für das /abr 1882 sin Dieferung III seiner «Mitteilungen», ^abr-
gang 188z) eine erstmalige vollständige Debersicbt der Demeinde-

steuern und wiederbolte diese Arbeit seitber regelmässig alle fünf
Jabre; die let-te basierte auf das ^abr 1918 und erscbien in Diefe-

rung II, )sabrg. 1920 der «Mitteilungen des kantonalen statistiscben
Bureaus». Besondere Brwäbnung verdienen die von der kantonalen

Mrnendirektion seit ca. 60 )akren bereits alliäbrlicb bearbeiteten

Zusammenstellungen über die Ergebnisse der /irmengutsver waltung
(örtlicbe und burgerlicbe Armenpflege) der Derneinden, welcbe bis

-um ^akre 1887 summariscb, d. b. amtsbe-irksweise und von da an

bis -um labr 1912 detailliert, also gemeindeweise, seit 1912 aber

wieder nur nacb /imtsbe-irken in den Ztaatsverwaltungsbericbten
entbalten sind. Die àmendirektion bat übrigens bei der àfnabme
der scbwei-. /irmenstatistik pro 1890, sodann aucb anlässlicb der

Bevision der berniscben /trmengeset-gebung bereits im ^sabre 1895,

endlick mit der Durcbfübrung der im sabr 1912 angeordneten eidg.
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Erhebung über die auswärtige (interkantonale) Armenpflege ein

umfangreiches statistisches Material über diesen Zweig der

Gemeindeverwaltung geliefert; zudem hat dieselbe Jahr für Jahr
gemäss § 77 des Armengesetzes vom 28. November 1897 eine

gemeindeweise Aufstellung über die Ausrichtung von ausserordentlichen

Staatsbeiträgen an die Armenausgaben besonders belasteter

Gemeinden vom Regierungsrate genehmigen zu lassen, in welcher
die Leistungsfähigkeit der Gemeinden nach dem reinen Steuerkapital

und den vorhandenen Mitteln, bezw. den Gemeinde- und
Staatszuschüssen beurteilt und demnach der ausserordentliche

Staatsbeitrag bemessen wird. Auf eine als Bestandteil der Gemeinde-

Finanzstatistik von besonderer Bedeutung erscheinende Arbeit des

kantonalen statistischen Bureaus ist noch hinzuweisen, nämlich auf
die in Lieferung I, Jahrg. 1896 der «Mitteilungen» desselben

enthaltene Darstellung der Rechnungsergebnisse der laufenden

Verwaltung im Ortsgut der Einwohnergemeinden des Kantons, welche

auf dem Jahr 1893 basiert und worin nicht nur die Reinvermögen
sowie die Total-Einnahmen und -Ausgaben der Einwohnergemeinden

für rückwärtige Zeitpunkte vergleichend, sondern auch die

Einnahmen und Ausgaben für das Jahr 1893 spezifiziert dargestellt
sind. Eine mehr indirekt mit dem Pensum der Gemeinde-Finanzstatistik

zusammenhängende Arbeit betrifft die von 1904 hinweg
einige Jahre hindurch, zuletzt pro 1917, zu Blanden der Unterrichtsdirektion

einerseits und der Redaktion des Jahrbuchs für das

schweizerische Unterrichtswesen vorgenommene Ermittlung betr. die

Ausgaben der Gemeinden zu Schulzwecken, deren Detailergebnisse
jedoch nur im Manuskript zusammengestellt, also nicht veröffentlicht
worden sind. Eine ähnliche Massnahme im Sinne des Lastenausgleichs,

wie diejenige nach der zitierten Bestimmung des

Armengesetzes machte der § 28 des Gesetzes über den Frimarunterricht
im Kanton Bern vom 6. Mai 1894 notwendig, indem auch die
Unterrichtsdirektion eine gemeindeweise Aufstellung ausarbeiten lassen

musste, in welcher der ausserordentliche Staatsbeitrag an besonders

belastete Gemeinden nach Massgabe des reinen Steuerkapitals, des

Steuerfusses und Feststellung des «anrechenbaren» Steuerkapitals
berechnet wurde und welche jeweilen vom Regierungsrate zum Be-
schluss erhoben und als Beilage zum Protokoll gedruckt worden war.
Für die Zugrundelegung der Steueransätze wurde mit der perio-
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Drbebung über die auswärtige (interkantonale) /à.rmenpklege ein

umkangreicbes statistiscbes l^Iaterial über diesen /.weig der lie-
meindeverwaltung geliekert; xudem bat dieselbe jabr kür .sabr ge-
mäss Z 77 des T^rmengeset^es vom 28. November 1897 eine ge-
meindcveise àkstellung üder äie ^usricbtung von ausserordent-
lieben Ztaatsbeiträgen an die àmenausgaben besonders belasteter

Gemeinden vorn Begierungsrate genebmigen 7U lassen, in welcber
die Deistungskäbigkeit 6er Gemeinden nacb dem reinen Zteuer-

Kapital un6 6en vorbandenen Mitteln, bexw. 6en Gemeinde- un6
Ltaatsxuscbüssen beurteilt un6 demnacb 6er ausserordentlicbe

Ztaatsbeitrag bernessen wird. /tut eine à Bestandteil 6er (Gemeinde-

Dinan^statistik von besonderer Bedeutung erscbeinende Arbeit des

kantonalen statistiscben Bureaus ist nocb bin^uweisen, nämlicb auk

die in Diekerung I, jsabrg. 1896 der «Mitteilungen» desselben ent-
baltene Darstellung der Becbnungsergebnisse der lautenden

Verwaltung im Drtsgut der Dinwobnergemeinden des Bantons, welcbe
auk dem jsabr 189z basiert und worin nicbt nur die Beinvermögen
sowie die Botal-Dinnabmen und -Ausgaben der Dinwobnergemein-
den kür rückwärtige Zeitpunkte vergleicbend, sondern aucb die

Dinnabmen und Ausgaben kür das jakr 189z spe^ikixiert dargestellt
sind. Dine mebr indirekt mit dem Densum der Demeinde-Dinanx-
Statistik xusammenkängende Arbeit betrikkt die von 1904 binweg
einige jsabre bindurcb, auletxt pro 1917, Z^u Dlanden der Dnterricbts-
direktion einerseits und der Redaktion des jsabrbucbs kür das scbwei-
^eriscbe Dnterricbtswesen vorgenommene Drmittlung betr. die às-
galien der (Gemeinden 7U Zcbul^wecken, deren Detailergebnisse je-
docb nur im Manuskript Zusammengestellt, also nicbt verökkentlicbt
worden sind. Dine äknlicbe lVlassnabme im Zinne des Dastenaus-

gleicks, wie diejenige nacb der Zitierten Bestimmung des ^rmen-
gesetxes macbte der F 28 des Desctxes über den Rrimarunterricbt
im Ranton Bern vom 6. lVlai 1894 notwendig, indem aucb die Dnter-
ricbtsdirektion eine gemeindeweise /lukstellung ausarbeiten lassen

musste, in welcber der ausserordentlicbe Ztaatsbeitrag an besonders

belastete Gemeinden nacb lVlassgabe des reinen Zteuerkapitals, des

Zteuerkusses und Deststellung des «anrecbenbaren» Zteuerkapitals
berecbnet wurde und welcbe jeweilen vom Regierungsrate xum Be-
scbluss erboben und als Beilage 7.um Rrotokoll gedruckt worden war.
Dür die Zugrundelegung der ZteueransäDe wurde mit der perio-
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disehen Aufnahme der Gemeinde-Steuerstatistik durch das kantonale

statistische Bureau pro 190B, 1913 und 1918 auf Verlangen der

Unterrichtsdirektion eine besondere Ermittlung des Steuerbezugs
seitens der Schulgemeinden verbunden. Das Gesetz betr. Ausrichtung

von Kriegsteuerungszulagen an die Lehrerschaft vom 9.
Oktober 1918 und ganz besonders das neue Lehrerbesoldungsgesetz
vom 21. März 1920 mit der skalamässigen Lastenverteilung und
der Einreihung der Schulgemeinden in Besoldungsklassen machten

dann neue spezielle Ermittlungen der Schulsteuerverhältnisse
notwendig, welche in der weitern Ausführung von der Direktion des

Unterrichtswesens selbst besorgt wurden. Eine vollständige Ueber-
sicht über die Rechnungsergebnisse sämtlicher Gemeindegüter ist
indes seit 19101) nicht mehr erstellt worden; eine neue Bearbeitung
und umfassende Darstellung derselben erschien daher nach einem

zehnjährigen Zeitraum nicht nur aus Gründen der Konsequenz
hinsichtlich der Periodizität, bezw. der regelmässigen Anordnung und

im Interesse der daherigen Vergleichbarkeit der statistischen Ergebnisse,

sondern namentlich auch im Interesse der Verwaltung wirklich

angezeigt und zwar um so mehr, als in dieser letzten Jahrzehntperiode

das Verwaltungswesen der Gemeinden durch Erlass des

Gemeindegesetzes vom 9. Dezember 19t7 neu geordnet worden ist.

Das Verwaltungs- und Rechnungswesen der Gemeinden.

Wie bereits bemerkt, hat das Verwaltungs- und Rechnungswesen

der Gemeinden in den letzten Jahren durch gesetzliche Erlasse
wesentliche Aenderungen im Sinne zeitgemässer Neuordnung
erfahren. Es dürfte angezeigt sein, einen kurzen geschichtlichen Rückblick

auf die Entwicklung der Gemeindeverwaltung und die

Ausübung der staatlichen Aufsicht über dieselbe zu werfen, wobei auf
die wesentlichsten Gesetzesvorschriften mit Unterscheidung der

bereits aufgehobenen und noch in Kraft bestehenden Erlasse

hingewiesen werden soll. Das Rechnungswesen der Gemeinden betr. die

Verwaltung der Gemeindegüter unterliegt im Kanton Bern bereits

seit 54 Jahren einheitlichen Bestimmungen durch Gesetze, Dekrete,
y

l) Vergl. Lieferung II, Jahrgang 1912 der Mitteilungen des kantonalen
statistischen Bureau mit Inhalt : „Gemeindefinanzstatistik".
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discken TVifnakme 6er demeinde-Zteuerstatistik durck das ksnto-
nale statistiscke Lureau pro 1908, 191z und 1918 auf Verlangen 6er

klnterricktsdirektion eine kesondere Krmittlung 6es Zteuerltezugs
seitens 6er Zckulgemeinden verKunden. Das desetz lretr. Kusrick-
tung von Kriegsteuerungszulagen an 6ie Kekrersckalt vom 9. dk-
toker 1918 und ganz l,esonders das neue Dekrerkesoldungsgesetz
vom 21. kkarz 1920 mil 6er skalamässigen I.astenverteilung nn6

6er Dinreikung 6er Zckulgemeinden in Lesoldungsklassen mackten
dann neue specielle Krmittlungen 6er Zckulsteuerverkältnisse not-
wendig, welcke in 6er weitern àsfiikrung von 6er Direktion 6es

Dnterricktswesens selkst kesorgt wurden. Kine vollständige Kieker-

sickt üker 6ie Kecknungsergeknisse sämtlicker demeindegüter ist
indes seit 1910^) nickt mekr erstellt wor6en; eine neue Learkeitung
un6 umfassende Darstellung derselken ersckien daker nack einem

zekntäkrigen Zeitraum nickt nur aus dründen 6er Konseciuenz kin-
sicktlick 6er Deriodizität, kezw. 6er regelmässigen /mordnung un6

im Interesse 6er 6akerigen Vergleickkarkeit 6er statistiscken Krgek-
nisse, son6ern namentlick auck im Interesse 6er Verwaltung wirk-
lick angezeigt und zwar um so mekr, als in dieser letzten lakrzeknt-
Periode das Verwaltungswesen 6er (Gemeinden durck Krlass des

demeindegesetzes vom 9. Dezemker 1917 neu geordnet worden ist.

Da« Verwaltung«- uncl keclinungswe««» Ler (Zemeinclen.

Wie kereits kemerkt, kat das Verwaltungs- und Kecknungs-
wesen 6er demeinden in den letzten ^akren durck gesetzlicke Krlasss
wesentlicke Aenderungen im Zinne zeitgemässer Neuordnung er-
Iskren. Ks dürfte angezeigt sein, einen kurzen gesckicktlicken Kück-
klick ant die Entwicklung 6er demeindeverwaltung und die /tus-
ülnmg 6er staatlicken à,fsickt üker dieselke zu werfen, wokei auf
die wesentlicksten Gesetzesvorsckriften mit Dntersckeidung der

kereits aufgekokenen und nock in Kraft kestekenden Krlasss kin-
gewiesen werden soll. Das Kecknungswesen der (Gemeinden ketr. die

Verwaltung der demeindegüter unterliegt im Kanton Hern kereits
seit Z4 ^akren einkeitlicken Lestimmungen durck desetze, Dekrete,

>) VerZl. kiekerung II, Iskrxan^ 1912 der lVlittsilunAen des kantonalen
statistiscken Lureau mit InkalN „demeindekinanzstatistik".
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